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Einleitung 

Die Bedeutung des Internets muss heute nicht mehr besonders hervor-
gehoben werden. Vor gut zehn Jahren war das Internet ein zumindest in 
Europa noch weitgehend unbekanntes Phänomen. Jetzt ist es aus dem 
täglichen Leben vieler Menschen nicht mehr hinwegzudenken. Das Inter-
net ist mit seinen Möglichkeiten zum Austausch und zur Erlangung von 
Informationen durch E-Mail und über Webseiten ein elementares Medium 
der Informationsgesellschaft geworden. 

Ende des Jahres 2000 lag die Zahl der Internetnutzer weltweit bei über 
400 Mio. Personen.1 Eine neuere Studie hat für Deutschland ergeben, dass 
im Jahr 2002 über 44 Prozent der Bevölkerung ab 14 Jahren online gin-
gen.2 Bis 2005 wird eine Zunahme auf gut 55 Prozent erwartet.3 Mehr und 
mehr gewinnt das Internet auch als Plattform zum Angebot von Kaufge-
genständen und Dienstleistungen an Bedeutung. Hier weichen die Progno-
sen für die Zukunft erheblich voneinander ab; großzügige Schätzungen 
gehen von einer Zunahme des weltweiten E-Commerce von 0,6 in 2000 
auf 6,8 Billionen US-Dollar in 2004 aus.4 Nachdem die Dynamik des E-
Commerce Ende 2000 zum Erliegen gekommen schien, haben sich die 
Märkte in Europa nach einer Studie des Marktforschungsinstituts GfK im 
Winterhalbjahr 2001/2002 erholt. Danach stiegen die Ausgaben der 
Verbraucher im elektronischen Geschäftsverkehr wieder deutlich an.5 Auch 
in den USA erhöhte sich der Umsatz im E-Commerce Ende 2002 deutlich.6 

Gründe für Unternehmen, ihre Ware online anzubieten, sind zum einen 
niedrigere Marketingkosten. Die Möglichkeit des Direktmarketing macht 
das Internet besonders interessant für das Geschäft von Unternehmen mit 
Verbrauchern und eröffnet den Unternehmen auf diese Weise Wachstums-

1 Vgl. die Studie bei ECIN (abrufbar unter 
http: //ww w. ecin. de/marktbarometer/internetnutzung/). 

von Eimeren/Gerhard/Frees, Media Perspektiven 8/2002, 346 (347). 
von Eimeren/Gerhard/Frees, a.a.O. 348. 

4 Vgl. die Ubersicht von eMarketer (abrufbar unter 
http://www.ifc.org/sme/acrobat/eGlobal.pdf), S. 59. 

Vgl. die Studie der GfK (abrufbar unter http://www.gfk-webgauge.com/titlesite/ 
indexkeyresults .htm). 

Vgl. die Angaben des US-Handelsministeriums vom 24. Februar 2003 (abrufbar 
unter http://www.census.gov/mrts/www/current.html). 
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chancen.7 Neben den Vorteilen des Direktmarketing bietet sich den Unter-
nehmen durch das Internet auch die Möglichkeit, neue Kundenkreise im 
In- und Ausland zu erschließen, da der Cyberspace8 keine staatlichen 
Grenzen kennt und einen weltweiten Informationsaustausch zulässt. Auf 
der anderen Seite bieten sich auch Vorteile für den Verbraucher, der über 
das Internet auf eine Vielzahl von Angeboten zugreifen und sie leicht 
miteinander vergleichen kann.9 Aus diesen Gründen sind viele der über das 
Internet abgeschlossenen Verträge solche zwischen Unternehmen und 
Verbrauchern.10 

Besonders die Möglichkeit des weltweiten Vertragsschlusses mit 
Verbrauchern lässt zahlreiche Rechtsfragen aufkommen, da der Geltungs-
bereich staatlicher Rechtsordnungen nach wie vor national begrenzt ist. 
Die praktischen Folgen zeigen sich etwa in den folgenden Fragen: Wo 
kann ein deutscher Verbraucher klagen, wenn die Software, die er online 
vom Server eines US-amerikanischen Anbieters heruntergeladen hat, feh-
lerhaft ist? Nach welchem Recht richten sich seine Ansprüche? Wo kann 
ein deutscher Privatkunde klagen, wenn er sich gegen die Sperrung seines 
Kontos bei einem spanischen Informationsanbieter wendet, und welches 
Recht ist auf den Vertrag anwendbar? Und schließlich: Kann ein deutsches 
Unternehmen in den USA verklagt werden, wenn sich seine online ange-
botene Ware als mangelhaft herausstellt?11 

Die rechtliche Beurteilung grenzüberschreitender Verbrauchergeschäfte 
ist im Internetzeitalter keine „akademische Frage" mehr, sondern gewinnt 
für den Welthandel zunehmende Bedeutung.12 Dabei sind die Interessen 
der Verbraucher und diejenigen der Industrie bzw. des Handels gegenein-
ander abzuwägen. Wenn der Verbraucherschutz zu stark betont wird, 
könnten sich Unternehmen aus Sorge vor unüberschaubaren Risiken an 

7 Vgl. Kaufmann-Kohler, in: Boele-Woelki/Kessedjian, Internet, 119 (137); Boele-
Woelki, BerDGesVöR 39 (2000), 307 (327); Martin, 20 B.U. Int'l L. J. 125, 128 (2002). 

8 Der Begriff „Cyberspace" geht auf die Novelle „Neuromancer" von William Gib-
son aus dem Jahr 1984 zurück; vgl. F. Mayer, NJW 1996, 1782 (1783). Die Begriffe 
„Internet" und „Cyberspace" sollen hier inhaltsgleich verwendet werden. 

9 Vgl. H. Köhler, NJW 1998, 185 (186) zu den Vor- und Nachteilen für die Verbraucher. 
10 Lubitz, CRi 2001, 39 (40) und Tschoepe, TMR 2002, 5 (8) sprechen sogar davon, 

dass eine „vast majority of the contracts concluded electronically" Verbraucherverträge 
seien. 

11 Boele-Woelki, BerDGesVöR 39 (2000), 307 (321) bringt das etwas überzogene, 
aber doch nicht unvorstellbare Beispiel einer „Transaktion, bei der der Benutzer in 
Deutschland wohnt, der Lieferant von Internet-Diensten in den Niederlanden, welcher 
über einen aus den Vereinigten Staaten stammenden , intelligent agent' operiert, während 
der Zugang über ein englisches Tochterunternehmen des in Frankreich sesshaften An-
bieters des Internet-Zugangs erfolgt". 

12 Vgl. auch Boele-Woelki, BerDGesVöR 39 (2000), 307 (312); Simmons & 
Simmons, S. 37. 



Einleitung 3 

einer Ausweitung ihrer Geschäftstätigkeit über das Internet gehindert 
sehen. Andererseits könnte ein zu geringer Schutz der Verbraucher diese 
verschrecken und dadurch die Entwicklung des E-Commerce hemmen. 
Eine richtige Balance ist deshalb von großer Bedeutung für die Zukunft 
des Internetgeschäfts.13 

In dieser Arbeit soll untersucht werden, welche Gerichte international 
zuständig sind und welches Recht anwendbar ist, wenn ein Unternehmen 
und ein Verbraucher einen Vertrag über das Internet geschlossen haben. 
Dabei wird zunächst die bestehende Rechtslage unter Berücksichtigung der 
historischen Entwicklung betrachtet und dann auf die sich abzeichnenden 
Entwicklungen eingegangen. Bei der Auseinandersetzung mit der Literatur 
trifft man auf viele Anregungen und Vorschläge, wo und wie Streitigkeiten 
im Internet zu lösen sind. Diese Beiträge sind häufig interessant und auch 
wichtig, da sie einen Teil zur Fortentwicklung des Rechts beisteu-
ern. Dennoch stellen sie in gewisser Weise „Zukunftsmusik" dar, während 
viele Rechtsfragen heute beantwortet werden müssen. Die vorliegende 
Arbeit soll daher die derzeit geltende Rechtssituation darstellen. 

Die Betrachtung wird sich dabei nicht einseitig auf das deutsche Recht 
konzentrieren, sondern auch die Rechtslage in den USA darstellen. Ein 
Vergleich des deutschen und des US-amerikanischen Rechts bietet sich aus 
mehreren Gründen an. So spielen US-Unternehmen im elektronischen 
Geschäftsverkehr eine besonders herausragende Rolle. Im Jahre 2000 
hatten allein 94 der 100 meistbesuchten Webseiten ihren Standort in den 
USA,14 und etwa zwei Drittel des weltweiten Umsatzes im elektronischen 
Geschäftsverkehr wurden in den USA gemacht.15 Damit einher geht die 
größere Anzahl von Gerichtsentscheidungen, die dort zum Internethandel 
ergangen sind.16 Schließlich ist eine Untersuchung des US-amerikanischen 
Rechts aber auch praktisch relevant, wenn es z.B. darum geht, unter wel-
chen Voraussetzungen deutsche Unternehmen in den USA verklagt werden 
können.17 

Bei der Darstellung muss sich die Behandlung allgemeiner zuständig-
keits- und kollisionsrechtlicher Fragen auf die Grundzüge beschränken. 
Der Schwerpunkt liegt bei den speziellen Problemen, die sich aus der 
Schnittstelle von Internationalem Verfahrens- und Privatrecht einerseits 
und den Besonderheiten des Internets andererseits ergeben. 

13 Vgl. Spindler, in: Hohloch, Recht und Internet, 9(18); Reich/Gambogi, VuR 2001, 
269; Calvo Caravaca/Carrascosa González, Rn. 109. 

Vgl. Tangl, Jahrbuch Junger Zivilrechtswissenschaftler 2000, 167 (184). 
eMarketer (Einleitung Fn. 4), S. 60. 

16 Boele- Woelki, BerDGesVöR 39 (2000), 307 (312). 
17 Vgl. Rau, RIW 2000, 761 (762). 





Teil 1: Die Internationale Zuständigkeit 

Im ersten Teil dieser Arbeit wird untersucht, welcher Staat nach deutschem 
und US-amerikanischem Recht für Verbrauchergeschäfte im Internet inter-
national entscheidungsbefugt ist. Dabei wird auch jeweils dargestellt, unter 
welchen Voraussetzungen und in welchen Grenzen die Wahl eines Ge-
richtsstandes möglich ist. Schließlich soll wegen der zunehmenden Be-
deutung der außergerichtlichen Streitbeilegung auch kurz auf deren 
Zulässigkeit in den beiden Rechtsordnungen eingegangen werden. 

A. Einführung in Begriff, Erscheinungsform und Bedeutung der 
internationalen Zuständigkeit 

Unter internationaler Zuständigkeit wird die Zuweisung von Rechtspre-
chungsaufgaben an einen Staat verstanden.1 Die internationale Zuständig-
keit beantwortet die Frage, ob ein inländisches Gericht bei Streitigkeiten 
mit Auslandsbezug tätig werden darf oder muss.2 Anders als es der Begriff 
nahe legt, handelt es sich bei den Vorschriften über die internationale 
Zuständigkeit in der Regel3 nicht um internationales Recht, sondern meist 
um nationale Vorschriften, die in Fällen mit Auslandsbezug eingreifen.4 

Auch wenn ein internationales Einheitsrecht zur Regelung der internatio-
nalen Zuständigkeit wünschenswert wäre und von der Haager Konferenz 
angestrebt wird,5 bleibt es bislang in Ermangelung eines solchen der natio-
nalen Gesetzgebung vorbehalten, die internationale Zuständigkeit zu re-
geln.6 

1 Geimer, IZPR, Rn. 844. 
2 H. Roth, in: Stein/Jonas, § 1 ZPO Rn. 1. 

Ausnahmen sind zumindest für die Mehrheit der westeuropäischen Staaten die 
EuGVO sowie das EuGVÜ und das Lugano-Übereinkommen (vgl. unten S. 9 f.), die für 
bestimmte Bereiche des Zivilprozessrechts einheitliche Vorschriften zur Entscheidungs-
und Anerkennungszuständigkeit enthalten. 

4 Schack, IZVR, Rn. 2. 
5 Vgl. unten S. 167 ff. 
6 Geimer, IZPR, Rn. 848. 
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Bei den Vorschriften über die internationale Zuständigkeit muss zwi-
schen der direkten (eigenstaatlichen) und der indirekten (fremdstaatlichen) 
Zuständigkeit unterschieden werden.7 Die direkte Zuständigkeit ist im 
Erkenntnis verfahren von Bedeutung, wenn es um die Entscheidungszu-
ständigkeit eines Gerichts geht. Bei der indirekten Zuständigkeit geht es 
dagegen darum, ob ein ausländisches Gericht im Rahmen der Anerkennung 
seines Urteils im Inland als international zuständig betrachtet werden kann. 
Man spricht daher auch von Anerkennungszuständigkeit. Diese indirekte 
Zuständigkeit ist in Deutschland gemäß § 328 Abs. 1 Nr. 1 ZPO für die 
Anerkennung eines ausländischen Urteils unerlässlich. Aber auch in den 
USA kommt es für die Anerkennung ausländischer Urteile darauf an, ob 
das ausländische Gericht aus US-amerikanischer Sicht zuständig war.s In 
dieser Arbeit soll es in erster Linie um die Entscheidungszuständigkeit 
gehen. Im Hintergrund steht dabei aber immer, dass die internationale 
Zuständigkeit indirekt auch für die Anerkennung eines ausländischen 
Urteils eine Rolle spielt. 

Die Frage nach der internationalen Zuständigkeit ist für die Parteien 
sowohl unmittelbar als auch mittelbar von Bedeutung.9 Die unmittelbare 
Folge einer bestimmten Zuständigkeit liegt auf der Hand, denn sie kann 
bedeuten, dass sich der Gerichtsort vor der Haustür befindet oder einige 
tausend Kilometer davon entfernt. Der Kläger wie der Beklagte möchten in 
der Regel an einem möglichst nahe gelegenen Gerichtsstand klagen bzw. 
verklagt werden. Die Vorteile liegen auf der Hand: Kenntnis des Rechts, 
der Sprache und der Mentalität am Gerichtsort sowie keine zusätzlichen 
Kosten für Reise, Unterkunft und einen Rechtsanwalt am Gerichtsort. In 
Ausnahmefallen kann aber auch ein entfernt gelegener Gerichtsort im 
Interesse der einen oder anderen Partei liegen, wenn sich damit prozessu-
ale Vorteile verbinden, die am Heimatort nicht bestehen, oder wenn die 
Nähe zum rechtlichen Umfeld des Streitgegenstandes dies nahe legt. 

Doch auch die mittelbare Bedeutung kann ausschlaggebend sein und das 
Interesse des Klägers begründen, die Klage in diesem oder jenem Staat zu 
erheben. Mittelbar wird durch die Berufung des einen oder anderen Staates 
zugleich das eine oder andere Internationale Privatrecht (IPR) zur Anwen-
dung gebracht.10 Chr. von Bar spricht von der Funktion der internationalen 
Zuständigkeit als „Rechtsanwendungsrecht für das Kollisionsrecht".11 

Verbraucherschützende IPR-Bestimmungen eines Staates - und damit 

7 Vgl. Schock, IZVR, Rn. 187; Geimer, IZPR, Rn. 850 ff. 
8 Vgl. Lanza, 24 Suffolk Transnat'l L. Rev. 125, 133 (2000). 
9 Vgl. ausführlich zu den Parteiinteressen Buchner, Kläger- und Beklagtenschutz, 

S. 73 ff. und zu den allgemeinen Zuständigkeitsinteressen Schack, IZVR, Rn. 199 ff. 
10 Zur Bedeutung des IPR vgl. unten S. 173 ff. 
11 von Bar, IPR I, Rn. 143. 
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letztlich auch die durch sie häufig berufenen eigenen zwingenden Sach-
normen - können regelmäßig nur zur Anwendung kommen, wenn die 
eigene internationale Zuständigkeit bejaht wird. Neuner hat aus diesem 
Grund schon 1929 die unter Umständen streitentscheidende Bedeutung der 
internationalen Zuständigkeit im Zivilrecht hervorgehoben.12 

12 Neuner, S. 19. 



B. Die Rechtslage in Deutschland 

Die internationale Zuständigkeit ist in Deutschland autonom (unten II), 
aber auch durch internationale Verträge und zunehmend durch europäi-
sches Gemeinschaftsrecht (unten I) geregelt. Bei der Prüfung seiner inter-
nationalen Zuständigkeit muss das Gericht zunächst ermitteln, welches 
dieser Regelungssysteme die Zuständigkeit bestimmt. Das autonome deut-
sche Recht ist dabei nur subsidiär anwendbar1 und wird daher auch erst im 
Anschluss an das vorrangige europäische und staatsvertragliche Recht 
dargestellt. Schließlich soll auch noch kurz auf die zunehmende Bedeutung 
der außergerichtlichen Streitbeilegung eingegangen werden (unten III). 

I. EuGVO, EuGVÜ und LugÜ 

Auf europäischer Ebene ist zunächst die Europäische Gerichtsstands- und 
Vollstreckungsverordnung (EuGVO)2 zu nennen, die am 1. März 2002 in 
Kraft getreten ist. Die EuGVO entspricht inhaltlich mit einigen wichtigen 
Ausnahmen dem Europäischen Gerichtsstands- und Vollstreckungsüber-
einkommen von 1968 (EuGVÜ).3 

Beim EuGVÜ handelt es sich nach überwiegender Auffassung4 um 
einen völkerrechtlichen Vertrag, der sich auf Art. 220 (jetzt Art. 293) EGV 
stützt und wegen dieses Hintergrundes und der dem EuGH eingeräumten 
Auslegungskompetenz mit der Europäischen Gemeinschaft eng verbunden 
ist. Das EuGVÜ galt für alle Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft5 

und ist gemäß Art. 68 Abs. 1 EuGVO für alle Mitgliedstaaten mit Aus-

1 Kropholler, EuZPR, Einl. Rn. 19. 
2 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gericht-

liche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (ABl. EG 2001 Nr. L 12, S. 1 ff.). 

Brüsseler Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Voll-
streckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 27. September 
1968 (BGBl. 1972 II, S. 774 ff.) in der Fassung des 4. Beitrittsübereinkommens vom 29. 
November 1996 (BGBl. 1998 II, S. 1412 ff. und ABl. EG 1998 Nr. C 27, S. 1 ff.). 

4 Kropholler, EuZPR (6. Aufl.), Einl. Rn. 12; Schock, IZVR, Rn. 78; a.A. Schlosser, 
NJW 1975,2132 (2133). 

Das 4. Beitrittsübereinkommen zur Aufnahme von Finnland, Österreich und 
Schweden in das EuGVÜ wurde am 29. November 1996 in Brüssel unterzeichnet (ABl. 
EG 1997 Nr. C 15, S. 1 ff.). Für Deutschland ist es am 1. Januar 1999 in Kraft getreten 
(BGBl. 1999 II, S. 419). 
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nähme von Dänemark6 zum 1. März 2002 durch die EuGVO abgelöst 
worden.7 Auf das EuGVÜ wird im Folgenden nur insoweit eingegangen, 
wie die EuGVO in einem für diese Arbeit relevanten Bereich zu Änderun-
gen gegenüber dem EuGVÜ geführt hat. Soweit keine inhaltlichen Unter-
schiede zwischen dem Übereinkommen und der Verordnung bestehen, 
werden Kommentierungen und Urteile zum EuGVÜ auf die entsprechen-
den Vorschriften der EuGVO bezogen. 

Als drittes ist das „Parallelübereinkommen" von Lugano (LugÜ)8 zu 
nennen, welches vom Aufbau und Inhalt an das EuGVÜ angelehnt ist und 
im Wesentlichen für die EG- und EFTA-Staaten gilt.9 Das Konkurrenzver-
hältnis zum EuGVÜ regelt Art. 54b LugÜ.10 Grundsätzlich gilt das LugÜ 
im Verhältnis zwischen den EG- und den EFTA-Staaten.11 Da in dem für 
diese Arbeit relevanten Bereich keine nennenswerten Unterschiede zwi-
schen EuGVÜ und LugÜ bestehen, wird auf die Vorschriften des LugÜ im 
Unterschied zum EuGVÜ nicht weiter eingegangen. Dagegen sind durch 
den Erlass der EuGVO erneut Divergenzen entstanden, die dieses Mal das 
Verhältnis des LugÜ zur EuGVO betreffen. Es ist jedoch zu erwarten, dass 
das LugÜ inhaltlich der EuGVO angepasst wird.12 Inwieweit eine Anpas-
sung an zukünftige Änderungen der EuGVO - etwa im Rahmen eines 

6 Zum Hintergrund unten S. 11. 
Zum zeitlichen Anwendungsbereich vgl. Art. 66 EuGVO. 
Luganer Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 

gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 16. September 1988 
(BGBl. 1994 II, S. 2660 ff. und ABl. EG 1988 Nr. L 319, S. 9 ff.). 

9 Liechtenstein ist zwar der EFTA beigetreten, hat das Luganer Übereinkommen aber 
nicht ratifiziert. Das LugÜ steht gemäß Art. 60 lit. a und b primär den Mitgliedern der 
Europäischen Gemeinschaft und der Europäischen Freihandelsassoziation offen. Nach 
Art. 60 lit. c i.V.m. Art. 62 Abs. 1 lit. b können jedoch auch andere Staaten zum Beitritt 
eingeladen werden. So ist Polen mit Wirkung vom 1. Februar 2000 beigetreten (BGBl. 
2000 II, S. 1246 f.). Darüber hinaus hat die Tschechische Republik ihr Interesse an einem 
baldigen Beitritt bekräftigt; vgl. Jayme/Kohler, IPRax 2001, 501 (510). Auch ein Beitritt 
Ungarns ist in Vorbereitung; Micklitz/Rott, EuZW 2001, 325 (326 in Fn. 18). Zur Beteili-
gung osteuropäischer Länder am LugÜ vgl. bereits Trunk, IPRax 1991, 278 ff. 

Gemäß Art. 68 Abs. 2 EuGVO gilt die Verweisung in Art. 54b LugÜ nunmehr als 
Verweisung auf die EuGVO. 

11 Einzelheiten zum Verhältnis von EuGVO und LugÜ bei Kropholler, EuZPR, Einl. 
Rn. 67 ff. 

12 Kropholler, EuZPR, Einl. Rn. 2, 66; R. Wagner, NJW 2003, 2344 (2347 f.); 
Gelmer, IPRax 2002, 69 (72 in Fn. 32); vgl. zum Stand der noch nicht abgeschlossenen 
Revision des LugÜ Jayme/Kohler, IPRax 1999, 401 (410); dies., IPRax 2000, 454 (462); 
dies., IPRax 2001, 501 (509); vgl. auch den Anzeiger der Fortschritte bei der Schaffung 
eines „Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts" in der Europäischen Union 
vom 22. Mai 2003, KOM (2003) 291 endg., S. 1 (53). 
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geplanten europäischen Vollstreckungstitels13 - noch realisierbar ist, bleibt 
abzuwarten.14 

1. Hintergrund zur EuGVO 
Der Rat der Europäischen Union hat sich beim Erlass der EuGVO am 22. 
Dezember 2000 auf Art. 61 lit. c EGV gestützt und damit eine neue Er-
mächtigungsgrundlage genutzt, die durch den Vertrag von Amsterdam 
geschaffen wurde (unten a). Inhaltlich übernimmt die Verordnung im 
Wesentlichen die seit 1997 erarbeiteten Reform Vorschläge zum EuGVÜ, 
die jedoch in Teilbereichen einer heftigen Diskussion ausgesetzt waren 
(unten b). 

a) Rechtsgrundlage der EuGVO in Art. 61 und 65 EGV 
Rechtsgrundlage der EuGVO sind Art. 61 lit. c EGV i.V.m. Art. 65 lit. a, 
3. Spiegelstrich EGV jeweils in der Fassung von Amsterdam.15 Durch den 
Vertrag von Amsterdam wurde in den dritten Teil des EG-Vertrages ein 
neuer Titel IV16 eingefügt, der den Rat zum Erlass bestimmter Maßnahmen 
ermächtigt. So ist Art. 61 lit. c EGV Rechtsgrundlage für den Erlass von 
Maßnahmen im Bereich der justitiellen Zusammenarbeit in Zivilsachen. 
Gemäß Art. 65 lit. a, 3. Spiegelstrich EGV sind davon auch Maßnahmen 
zur Verbesserung und Vereinfachung der Anerkennung und Vollstreckung 
gerichtlicher und außergerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Han-
delssachen erfasst, soweit sie für das reibungslose Funktionieren des Bin-
nenmarktes erforderlich sind. Art. 65 EGV überführt damit die bislang 
intergouvernementale Zusammenarbeit in Zivilsachen in eine Gemein-
schaftspolitik („erste Säule"). Bisher hat der Rat neben der EuGVO vier 
weitere Verordnungen erlassen, die sich auf die neue Ermächtigungs-
grundlage in Art. 61 lit. c EGV stützen.17 Weitere Verordnungen sind ge-
plant.18 

13 Vgl. Gelmer, IPRax 2002, 69 (71). 
14 Kritisch dazu Geimer, IPRax 2002, 69 (72). 
15 Der EG-Vertrag in der Fassung von Amsterdam ist am 1. Mai 1999 im Verhältnis 

zu den 14 anderen Mitgliedstaaten in Kraft getreten (BGBl. 1999 II, S. 296). Sofern im 
Folgenden nichts anderes angegeben ist, sind Artikel des EGV in der Fassung von 
Amsterdam genannt. 

16 Titel IV regelt die Fragen „Visa, Asyl, Einwanderung und andere Politiken betref-
fend den freien Personenverkehr". 

17 Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren (ABl. 
EG 2000 Nr. L 160, S. 1 ff.); Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 vom 29. Mai 2000 über 
die Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehe-
sachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung für die gemeinsamen 
Kinder der Ehegatten (ABl. EG 2000 Nr. L 160, S. 19 ff.); Verordnung (EG) Nr. 1348/ 
2000 vom 29. Mai 2000 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schrift-
stücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (ABl. EG 2000 Nr. L 160, 
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Die Verweise beziehen sich auf Seitenzahlen und schliessen Fussnoten mit ein. 

Absatztätigkeit des Anbieters 191 ff. 
- Einschränkender Hinweis 198 ff. 
- Selbstbeschränkung des Anbieters 

200 ff. 
- Zielgerichtetheit 195 ff. 
Aktivität/Passivität 
- Verbraucher 192 ff. 
- Webseite 57 ff., 134 ff. 
Allgemeine Geschäftsbedingungen 
- Einbeziehung 93 ff. 
- Gerichtsstandsvereinbarung 67 f. 
- Hinweis auf AGB 94 
- Möglichkeit der Kenntnisnahme 

95 f. 
- Schiedsvereinbarung 119 
- Sprache 96 f. 
American Law Institute 153, 262, 271 
Anwendbares Recht 
- Deutschland 175 ff. 
- Ermittlung 173 f. 
- USA 254 ff. 
appropriate relation 265 
ausländische Dienstleistung 188 ff. 
Beforderungsverträge 63, 211 f. 
Beweislast 
- Kausalität 225 
- Verbrauchergeschäft 47 f. 
charakteristische Leistung 180 ff. 
clash of cultures 164 ff. 
diversity 125, 254 
doing business 129 
due process clause 126 ff. 
enger Zusammenhang 222 ff. 
Entgegennahme von Bestellungen 

206 ff. 
Erbringung von Dienstleistungen 26 f., 

187 ff., 216 

Erfüllungsort 
- Bedeutung im E-Commerce 24 ff. 
- Erfüllung offline 27 ff. 
- Erfüllung online 29 ff. 
- Gerichtsstand 17 ff., 83 ff. 
- Lokalisierung 19 ff. 
Erfüllungsortsvereinbarung 23 f., 84 f., 

98 
EuGVO 
- Anwendungsbereich 12 ff., 41 ff., 

65 ff. 
- Entstehungsgeschichte 11 f. 
- Gerichtsstände 16 ff. 
- Mitgliedstaatenbezug 14 ff. 
- Rechtsgrundlage 10 f. 
EuGVÜ 8 f. 
- Revision 56, 63 f., 68, 75, 111 
Europäische IPR-Gruppe 245 
EuVÜ 
- Revision 219, 233, 239 ff. 
- Umsetzung in Deutschland 175 
Fernunterricht 
- Gerichtsstand 89 ff. 
- Schriftform 90 ff. 
Gerichtsstandsvereinbarung 
- Deutschland 65 ff., 92 ff. 

• AGB-Kontrolle 67 f. 
• allgemeine Voraussetzungen 

65 ff., 93 ff. 
• Form 68 f., 97 f. 
• räumlicher Anwendungsbereich 

der EuGVO 65 ff. 
• Schutz des inländischen Verbrau-

chers 101 ff. 
• Vereinbarung durch AGB 93 ff. 
• besondere Voraussetzungen in 

Verbrauchersachen 69 ff. 
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- USA 142 ff. 
• Bedeutung im E-Commerce 146 f. 
• Grenzen der Wahlfreiheit 147 ff. 
• Inhalt 150 f. 
• non-ouster Prinzip 142 
• public policy 151 f., 158 
• UCITA 155 ff. 
• Zustandekommen 147 ff. 

Günstigkeitsvergleich 178, 212 ff., 
220 ff., 230 ff., 271 

Haager Gerichtsstands- und 
Vollstreckungsübereinkommen 
167 ff. 

Haustürgeschäft 
- Bedeutung im E-Commerce 86 ff. 
- Gerichtsstand 85 ff. 
Herkunftslandprinzip 252, 272 
Informationspflichten 37 f. 
Internationale Zuständigkeit 
- Bedeutung 6 f. 
- Begriff 5 f. 
- Deutschland 8 ff., 75 ff. 
- USA 124 ff. 
Internet 
- Bedeutung 1 f. 
- Begriff 2 
jurisdiction 
- diversity 125 
- federal question 125 
- general 128 ff. 
- in rem 126 
- interstate/international 125 
- personal 126 ff. 
- quasi-in-rem 126 
- specific 128 ff. 
- subject matter 124 f. 
- territorial 125 
Kausalität 224 f. 
Kreditgeschäft 53, 190 
Lieferung beweglicher Sachen 187, 

216 
Lizenzverträge 181 

long-arm statutes 126 f. 
LuGÜ 9 f. 
M-Commerce 60 f., 205 f. 
minimum contacts 128 ff. 
- Abrufbarkeit einer Webseite 133 f. 
- Auswirkung und Zielgerichtetheit 

138 ff. 
- Bedeutung im E-Commerce 132 ff. 
- sliding scale 134 ff. 
most significant relationship 260 f. 
National Conference of 

Commissioners on Uniform State 
Laws 153, 262 

Niederlassung 
- Begriff 34 ff. 
- Gerichtsstand 34 ff., 77 f. 
- virtuelle 37 ff. 
objektive Anknüpfung 179 ff. 
ordre public 102, 185,235 
Parteiautonomie 175 ff. 
- Einschränkung 177 ff. 
Privatgeschäft 49 ff. 
public policy 144, 151 f., 158, 258 f., 

264 f., 275 f. 
purposeful availment 130, 133 
reasonable relation 263 f., 269 f. 
Rechtsanwendungsrisiko 196, 199 ff., 

248 
Rechts wähl 176 ff. 
- Einschränkung 177 ff. 
- Einschränkung in Verbraucher-

sachen 186 ff., 212 ff., 214 ff. 
- konkludent 176 f. 
removal 124 
Restatement 
- (First) Conflict of Laws 255 
- (Second) Conflict of Laws 255 ff., 

266 ff. 
Revision 
- EuGVÜ 56, 63, 68, 75, 111 
- EuVÜ 219, 233, 239 ff. 
- UCC 153, 262, 265 
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Richtlinien 
- E-Commerce-RL 39, 69, 108 f., 

252 f. 
- Fernabsatz-RL 88, 214, 218, 220, 

229 
- Finanzdienstleistungs-RL 215, 229, 

232, 238 
- Handelsvertreter-RL 244 
- Klausel-RL 68, 101, 218 f., 220, 228 

f., 251 
- Teilzeit-Wohnrechte-RL 220, 228 f., 

233 
- Verbrauchsgüterkauf-RL 215, 219, 

229 
rügelose Einlassung 71 ff., 103 f. 
Schiedsvereinbarung 105 ff., 145 f. 
- Anwendbarkeit der EuGVO 110 ff. 
- Bedeutung für Verbrauchergeschäfte 

105 ff. 
- Europäisches Übereinkommen 115 
- Form 113 ff., 117 
- Schiedsfähigkeit 112 f. 
- UN-Übereinkommen 112 ff. 
- USA 145 f. 
- Verhältnis von UNÜ und deutschem 

autonomen Recht 116 f. 
- Vor- und Nachteile 106 f. 
- Zulässigkeit in Verbraucher-

geschäften 110 ff., 118 f. 
Schriftform 
- Fernunterrichtsvertrag 90 ff. 
- Gerichtsstandsvereinbarung 68 f., 97 f. 
Server 2, 29 ff., 37 ff., 178 f., 182 f., 

188 f., 205, 272 
stream of commerce 130 
substantial relationship 257 
Teilzahlungskauf 52 f. 
Top-Level-Domain 184, 197, 208 
UCC 
- Entstehung und Bedeutung 261 f. 
- Kollisionsrecht 262 ff. 
- Revision 153, 262, 265 

UCITA 
- Anwendungsbereich 155 
- Entstehung und Bedeutung 153 f. 
- Gerichtsstandsvereinbarungen und 

Grenzen 157 f. 
- Rechtswahl und Grenzen 269 ff. 
unconscionability 157 f., 270 
Verbrauchergeschäft 
- Begriff 43 f., 186 
- Beweislast 47 ff. 
- Erkennbarkeit 44 ff. 
- Gerichtsstand 39 ff. 
- Gerichtsstandsvereinbarung 69 ff. 
- räumlicher Anwendungsbereich der 

EuGVO 41 f. 
- Schiedsvereinbarung 110 ff. 
- Tätigkeit im Wohnsitzstaat des 

Verbrauchers 55 ff. 
Vermögensgerichtsstand 78 ff. 
Versandhandel 33 f., 83 f. 
Vornahmeort 60 ff., 205 f. 
Webseite 
- aktiv/passiv 57 ff., 134 ff. 
- Ausrichtung 57 ff., 138 ff. 
Zielgerichtetheit 195 ff. 
- Einschränkender Hinweis 198 ff. 
- Merkmale zu Bestimmung 197 ff. 
- Selbstbeschränkung des Anbieters 

200 ff. 
zwingende Bestimmungen 212 f., 

235 ff., 243 ff. 
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